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III

ERKLÄRUNG DES JAHRES 2001 ZUM INTERNATIONALEN JAHR

DER MOBILISIERUNG GEGEN RASSISMUS, RASSENDISKRI-
MINIERUNG, FREMDENFEINDLICHKEIT UND DAMIT ZUSAM-
MENHÄNGENDE INTOLERANZ

37. beschließt, das Jahr 2001 als Internationales Jahr der
Mobilisierung gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz zu
begehen, mit dem Ziel, die Aufmerksamkeit der Welt auf die
Ziele der Weltkonferenz zu lenken und dem politischen Enga-
gement für die Beseitigung aller Formen des Rassismus, der
Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit
zusammenhängender Intoleranz neue Dynamik zu verleihen;

IV

ALLGEMEINES

38. beschließt außerdem, den Punkt "Beseitigung von
Rassismus und Rassendiskriminierung" auf ihrer Tagesordnung
zu belassen und auf ihrer vierundfünfzigsten Tagung mit hohem
Vorrang zu behandeln.

85. Plenarsitzung
9. Dezember 1998

53/133. Maßnahmen zur Bekämpfung heutiger Formen
des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhän-
gender Intoleranz

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 52/109 vom 12. De-
zember 1997 und Kenntnis nehmend von der Resolution
1998/26 der Menschenrechtskommission vom 17. April
1998199,

eingedenk der Ergebnisse der vom 14. bis 25. Juni 1993 in
Wien abgehaltenen Weltkonferenz über Menschenrechte und
insbesondere der Aufmerksamkeit, die in der Erklärung und
dem Aktionsprogramm von Wien200 der Beseitigung von Ras-
sismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und an-
deren Formen der Intoleranz gewidmet wird,

im Bewußtsein dessen, daß der Rassismus, eines der Aus-
grenzungsphänomene, von denen zahlreiche Gesellschaften
heimgesucht werden, nur durch entschlossenes Handeln und
Zusammenarbeit beseitigt werden kann,

nach Prüfung des Berichts des Sonderberichterstatters der
Menschenrechtskommission über heutige Formen des Rassis-
mus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und

199 Ebd.
200 A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III.

damit zusammenhängender Intoleranz201 sowie der darin ent-
haltenen Schlußfolgerungen und Empfehlungen,

tief besorgt darüber, daß Rassismus, Rassendiskriminierung,
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz
sowie Gewaltakte trotz unausgesetzter Bemühungen nicht nur
weiterbestehen, sondern sogar noch zunehmen und dabei un-
aufhörlich neue Formen annehmen, wozu auch die Tendenz
gehört, eine Politik zu verfolgen, die sich auf rassische, religiö-
se, ethnische, kulturelle und nationale Überlegenheit oder Ex-
klusivität gründet,

sowie tief besorgt darüber, daß die Verfechter von Rassis-
mus und Rassendiskriminierung die neuen Kommunikations-
technologien, namentlich das Internet, mißbrauchen, um ihre
abscheulichen Ansichten zu verbreiten,

feststellend, daß der Einsatz dieser Technologien auch zur
Bekämpfung von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz beitra-
gen kann,

sich dessen bewußt, daß ein grundlegender Unterschied
besteht zwischen Rassismus und Rassendiskriminierung, die
zur staatlichen Politik erhoben wurden oder die sich aus einer
offiziellen Doktrin der rassischen Überlegenheit oder Exklusi-
vität ableiten, und anderen Erscheinungsformen des Rassismus,
der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und da-
mit zusammenhängender Intoleranz, die in Teilen zahlreicher
Gesellschaften immer häufiger zutage treten, von Einzelperso-
nen oder Gruppen begangen werden und sich zum Teil gegen
Wanderarbeitnehmer und ihre Angehörigen richten,

in dieser Hinsicht erneut erklärend, daß es Aufgabe der
Regierungen ist, die Rechte von Personen, die in ihrem Ho-
heitsgebiet wohnhaft sind, zu gewährleisten und sie vor von
einzelnen oder Gruppen begangenen rassistischen oder frem-
denfeindlichen strafbaren Handlungen zu schützen,

feststellend, daß der Ausschuß für die Beseitigung der Ras-
sendiskriminierung in seiner allgemeinen Empfehlung XV (42)
vom 17. März 1993202 zu Artikel 4 des Internationalen Über-
einkommens zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskrimi-
nierung203 die Auffassung vertreten hat, daß das Verbot der
Verbreitung jeglichen auf rassischer Überlegenheit oder Ras-
senhaß beruhenden Gedankenguts mit dem Recht auf Mei-
nungsfreiheit und dem Recht der freien Meinungsäußerung
nach Artikel 19 der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte204 und Artikel 5 des Übereinkommens vereinbar ist,

sowie feststellend, daß die Berichte, die die Vertragsstaaten
aufgrund des Übereinkommens vorlegen, unter anderem Infor-
mationen über die Ursachen heutiger Formen des Rassismus,
der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und da-

201 Siehe A/53/269.
202 Siehe Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundvierzigste
Tagung, Beilage 18 (A/48/18), Kap. VIII, Abschnitt B.
203 Resolution 2106 A (XX), Anlage.
204 Resolution 217 A (III).
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mit zusammenhängender Intoleranz sowie Maßnahmen zu de-
ren Bekämpfung enthalten,

sich dessen bewußt, daß Straflosigkeit bei strafbaren
Handlungen, die von rassistischen und fremdenfeindlichen Ein-
stellungen motiviert sind, zur Schwächung der Rechtsstaatlich-
keit beiträgt und das Wiederauftreten solcher Handlungen oft
begünstigt,

besonders bestürzt über die Zunahme von rassistischem und
fremdenfeindlichem Gedankengut in politischen Kreisen, in der
Öffentlichkeit und in der Gesellschaft im allgemeinen,

feststellend, daß der Sonderberichterstatter der Zunahme
von rassistischem und fremdenfeindlichem Gedankengut in
politischen Kreisen, in der Öffentlichkeit und in der Gesell-
schaft im allgemeinen auch weiterhin Aufmerksamkeit widmen
wird,

betonend, wie wichtig es ist, daß Bedingungen geschaffen
werden, die einer größeren Eintracht und vermehrter Toleranz
innerhalb der Gesellschaften förderlich sind,

1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht des Son-
derberichterstatters der Menschenrechtskommission über heu-
tige Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intole-
ranz201 und unterstützt die Fortsetzung seiner Tätigkeit;

2. ersucht den Sonderberichterstatter, seinen Meinungs-
austausch mit den Mitgliedstaaten, den zuständigen Mechanis-
men, den entsprechenden Organen der Vereinten Nationen und
den Sonderorganisationen fortzusetzen, damit ihre Wirksamkeit
und ihre gegenseitige Zusammenarbeit gestärkt werden;

3. beglückwünscht den Ausschuß für die Beseitigung der
Rassendiskriminierung zu seinem Beitrag zur wirksamen
Durchführung des Internationalen Übereinkommens zur Besei-
tigung jeder Form von Rassendiskriminierung203, die zur Be-
kämpfung heutiger Formen des Rassismus, der Rassendiskri-
minierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhän-
gender Intoleranz beiträgt;

4. bekräftigt, daß rassistisch motivierte Gewaltakte ge-
gen andere keine Meinungsäußerungen, sondern vielmehr
strafbare Handlungen darstellen;

5. erklärt, daß der Rassismus und die Rassendiskriminie-
rung zu den schwersten Menschenrechtsverletzungen in der
heutigen Zeit gehören und mit allen verfügbaren Mitteln be-
kämpft werden müssen;

6. bekundet ihre tiefe Besorgnis über alle Formen des
Rassismus und der Rassendiskriminierung, insbesondere jegli-
che rassistische Gewalt, sowie über damit zusammenhängende
willkürliche und unterschiedslose Gewaltakte und verurteilt
diese unmißverständlich;

7. bekundet außerdem ihre tiefe Besorgnis über alle For-
men des Rassismus und der Rassendiskriminierung, namentlich

Propaganda, Aktivitäten und Organisationen, die sich auf eine
Doktrin der Überlegenheit einer Rasse oder einer Gruppe von
Personen stützen und mit denen versucht wird, Rassismus und
Rassendiskriminierung in irgendeiner Form zu rechtfertigen
oder zu fördern, und verurteilt diese unmißverständlich;

8. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die Erscheinungs-
formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz, die
sich in vielen Gesellschaften gegen Wanderarbeitnehmer und
ihre Angehörigen sowie gegen Angehörige von Minderheiten
und schwächeren Gruppen richten, und verurteilt diese;

9. legt allen Staaten nahe, in ihre Lehrpläne und Sozial-
programme auf allen Ebenen nach Bedarf die Vermittlung von
Kenntnissen über fremde Kulturen, Völker und Länder und von
Toleranz und Achtung für diese aufzunehmen;

10. erkennt an, daß die zunehmende Schwere der ver-
schiedenen Erscheinungsformen des Rassismus, der Rassendis-
kriminierung und der Fremdenfeindlichkeit in verschiedenen
Teilen der Welt ein besser integriertes und wirksameres Vorge-
hen seitens der zuständigen Menschenrechtseinrichtungen der
Vereinten Nationen erfordert;

11. legt den Regierungen nahe, geeignete Maßnahmen zur
Beseitigung aller Formen des Rassismus, der Rassendiskrimi-
nierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhän-
gender Intoleranz zu ergreifen;

12. fordert alle Staaten auf, ihre Einwanderungspolitik zu
überprüfen und erforderlichenfalls zu ändern, mit dem Ziel,
sämtliche gegen Migranten gerichtete diskriminierenden Politi-
ken und Praktiken, die nicht mit den einschlägigen internatio-
nalen Rechtsakten auf dem Gebiet der Menschenrechte über-
einstimmen, zu beseitigen;

13. mißbilligt kategorisch den Mißbrauch der Print-, der
audiovisuellen und der elektronischen Medien sowie der neuen
Kommunikationstechnologien, namentlich des Internet, um zu
durch Rassenhaß motivierter Gewalt aufzustacheln;

14. ist sich dessen bewußt, daß es Sache der Regierungen
ist, geeignete und wirksame Rechtsvorschriften zur Verhütung
von rassistischen Handlungen, Rassendiskriminierung, Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz zu
erlassen und durchzusetzen;

15. fordert alle Regierungen und zwischenstaatlichen Or-
ganisationen auf, dem Sonderberichterstatter gegebenenfalls
mit Hilfe der nichtstaatlichen Organisationen sachdienliche
Informationen zur Verfügung zu stellen, damit er seinen Auf-
trag erfüllen kann;

16. spricht den nichtstaatlichen Organisationen ihre Aner-
kennung für die Maßnahmen aus, die sie gegen Rassismus und
Rassendiskriminierung ergriffen haben, sowie für die kontinu-
ierliche Unterstützung und Hilfe, die sie den Opfern von Ras-
sismus und Rassendiskriminierung gewährt haben;
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17. fordert alle Regierungen nachdrücklich auf, mit dem
Sonderberichterstatter in vollem Umfang zusammenzuarbeiten,
um ihm die Erfüllung seines Auftrags zu ermöglichen, nament-
lich die Untersuchung von Fällen von heutigen Formen des
Rassismus und der Rassendiskriminierung, die unter anderem
gegen Schwarze, Araber und Muslime gerichtet sind, sowie von
Fremdenfeindlichkeit, Negrophobie, Antisemitismus und damit
zusammenhängender Intoleranz;

18. ersucht den Generalsekretär, dem Sonderberichter-
statter jede erforderliche personelle und finanzielle Hilfe zu
gewähren, damit er seinen Auftrag effizient, wirksam und rasch
erfüllen und der Generalversammlung auf ihrer vierundfünfzig-
sten Tagung einen Zwischenbericht vorlegen kann.

85. Plenarsitzung
9. Dezember 1998

53/134. Universale Verwirklichung des Selbstbestimmungs-
rechts der Völker

Die Generalversammlung,

erneut erklärend, wie wichtig für die tatsächliche Gewähr-
leistung und Einhaltung der Menschenrechte die universale
Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts der Völker ist,
das in der Charta der Vereinten Nationen verankert und in den
Internationalen Menschenrechtspakten205 sowie in der in Re-
solution 1514 (XV) der Generalversammlung vom 14. Dezem-
ber 1960 enthaltenen Erklärung über die Gewährung der Unab-
hängigkeit an koloniale Länder und Völker festgelegt worden
ist,

den Umstand begrüßend, daß die unter kolonialer, fremder
oder ausländischer Besetzung stehenden Völker in zunehmen-
dem Maß das Selbstbestimmungsrecht ausüben und sich zu
souveränen und unabhängigen Staaten entwickeln,

zutiefst besorgt darüber, daß es nach wie vor zu fremder
militärischer Intervention und Besetzung beziehungsweise zur
Androhung solcher Handlungen kommt, wodurch das Selbstbe-
stimmungsrecht einer zunehmenden Anzahl souveräner Völker
und Nationen unterdrückt zu werden droht oder bereits unter-
drückt worden ist,

mit dem Ausdruck großer Besorgnis darüber, daß als Folge
des weiteren Vorkommens solcher Handlungen Millionen von
Menschen als Flüchtlinge und Vertriebene heimatlos geworden
sind beziehungsweise heimatlos werden, und nachdrücklich
darauf hinweisend, daß konzertierte internationale Maßnahmen
zur Erleichterung ihrer Lage dringend erforderlich sind,

unter Hinweis auf die einschlägigen Resolutionen über die
Verletzung des Selbstbestimmungsrechts der Völker und ande-
rer Menschenrechte als Folge fremder militärischer Interven-
tion, Aggression und Besetzung, welche die Menschenrechts-

205 Resolution 2200 A (XXI), Anlage.

kommission auf ihrer sechsunddreißigsten206, siebenunddrei-
ßigsten207, achtunddreißigsten208, neununddreißigsten209, vier-
zigsten210, einundvierzigsten211, zweiundvierzigsten212, drei-
undvierzigsten213, vierundvierzigsten214, fünfundvierzigsten215,
sechsundvierzigsten216, siebenundvierzigsten217, achtundvier-
zigsten218, neunundvierzigsten219, fünfzigsten220, einundfünfzig-
sten221, zweiundfünfzigsten222, dreiundfünfzigsten223 und vier-
undfünfzigsten224 Tagung verabschiedet hat,

in Bekräftigung ihrer Resolutionen 35/35 B vom 14. No-
vember 1980, 36/10 vom 28. Oktober 1981, 37/42 vom 3. De-
zember 1982, 38/16 vom 22. November 1983, 39/18 vom
23. November 1984, 40/24 vom 29. November 1985, 41/100
vom 4. Dezember 1986, 42/94 vom 7. Dezember 1987, 43/105
vom 8. Dezember 1988, 44/80 vom 8. Dezember 1989, 45/131
vom 14. Dezember 1990, 46/88 vom 16. Dezember 1991,
47/83 vom 16. Dezember 1992, 48/93 vom 20. Dezember
1993, 49/148 vom 23. Dezember 1994, 50/139 vom 21. De-
zember 1995, 51/84 vom 12. Dezember 1996 und 52/113 vom
12. Dezember 1997,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs
über das Selbstbestimmungsrecht der Völker225,

1. erklärt erneut, daß die universale Verwirklichung des
Selbstbestimmungsrechts aller Völker, einschließlich derjeni-
gen, die unter kolonialer, fremder oder ausländischer Herr-
schaft stehen, eine Grundvoraussetzung für die tatsächliche
Gewährleistung und Einhaltung der Menschenrechte und für
die Wahrung und Förderung dieser Rechte darstellt;

206 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 1980, Supple-
ment No. 3 und Korrigendum (E/1980/13 und Korr.1), Kap. XXVI, Ab-
schnitt A.
207 Ebd., 1981, Supplement No. 5 und Korrigendum (E/1981/25 und Korr.1),
Kap. XXVIII, Abschnitt A.
208 Ebd., 1982, Supplement No. 2 und Korrigendum (E/1982/12 und Korr.1),
Kap. XXVI, Abschnitt A.
209 Ebd., 1983, Supplement No. 3 und Korrigendum (E/1983/13 und Korr.1),
Kap. XXVII, Abschnitt A.
210 Ebd., 1984, Supplement No. 4 und Korrigendum (E/1984/14 und Korr.1),
Kap. II, Abschnitt A.
211 Ebd., 1985, Supplement No. 2 (E/1985/22), Kap. II, Abschnitt A.
212 Ebd., 1986, Supplement No. 2 (E/1986/22), Kap. II, Abschnitt A.
213 Ebd., 1987, Supplement No. 5 und Korrigenda (E/1987/18 und Korr.1
und 2), Kap. II, Abschnitt A.
214 Ebd., 1988, Supplement No. 2 und Korrigendum (E/1988/12 und Korr.1),
Kap. II, Abschnitt A.
215 Ebd., 1989, Supplement No. 2 (E/1989/20), Kap. II, Abschnitt A.
216 Ebd., 1990, Supplement No. 2 und Korrigendum (E/1990/22 und Korr.1),
Kap. II, Abschnitt A.
217 Ebd., 1991, Supplement No. 2 (E/1991/22), Kap. II, Abschnitt A.
218 Ebd., 1992, Supplement No. 2 (E/1992/22), Kap. II, Abschnitt A.
219 Ebd., 1993, Supplement No. 3 und Korrigenda (E/1993/23 und Korr.2, 4
und 5), Kap. II, Abschnitt A.
220 Ebd., 1994, Supplement No. 4 und Korrigendum (E/1994/24 und Korr.1),
Kap. II, Abschnitt A.
221 Ebd., 1995, Supplement No. 3 und Korrigenda (E/1995/23 und Korr.1
und 2), Kap. II, Abschnitt A.
222 Ebd., 1996, Supplement No. 3 (E/1996/23), Kap. II, Abschnitt A.
223 Ebd., 1997, Supplement No. 3 (E/1997/23), Kap. II, Abschnitt A.
224 Ebd., 1998, Supplement No. 3 (E/1998/23), Kap. II, Abschnitt A.
225 A/53/280.




